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Geschichtlicher Rückblick
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Die allgemeine Möglichkeit über Eigentumseinschränkungen im grünen Grundverkehr zu diskutieren, gibt es erst seit rund 240 Jahren. Mit der Aufhebung der Leibeigenschaft im Jahr 1781 kam es zu einer schrittweisen Aufhebung der feudalen Bodenordnung. Erstmals gab es geteiltes Eigentum und Servitute. 
Fast weitere 70 Jahre später ( 1848) kam es erst zur Grundentlastung. Das geteilte Eigentum wurde ungeteiltes Eigentum. 
Dann dauerte es nochmals 19 Jahre ( 1867) bis im Staatsgrundgesetz das Recht auf Eigentum und freien Liegenschaftsverkehrs geschaffen wurde. Erstmals wurde Grund und Boden veräußerbar. 
Das bedeutet, dass es von 1781 weg 86 Jahre gedauert hat, bis das Recht auf Eigentum und dem freien Liegenschaftsverkehr durchgesetzt wurde.




Feudalherrschaft
Untertänigkeit
Grundentlastung
Freies Eigentum an Grund und Boden
Grundverkehrsgesetz

Presenter-Notizen
Präsentationsnotizen
Bereits 22 Jahre (1889) später kam es bereits zu ersten Einschränkungen. Diese waren die Reaktion auf die Problematik der Maria-Theresianischen Erbteilungsvorschriften (Anerbe), Zersplitterungs- und Verschuldungsthematiken. 
Aufgrund des 1. Weltkrieges und der Zwischenkriegszeit kam es zu weiteren Notverordnungen bpsw. 1915 (kaiserliche Notverordnung) und schließlich 1919 dem Grundverkehrsgesetz. 
Aufgrund der Situation lag der Schwerpunkt auf der Lebensmittelversorgung und so wurde 1915 erstmals als Ziel ein leistungsfähiger Bauernstand (Mittelbetriebe) determiniert und es gab erste Grundverkehrskommissionen als Mittlerstellen.
Auch in der Zwischenkriegszeit gab es dazu Regelungen wie bspw. das Reichserbhofgesetz 1933. 
Mit dem Anschluss an das deutsche Reich wurde 1939 das Grundverkehrsrecht beseitigt.
1945 traten die österreichischen Rechtsvorschriften wieder in Kraft und blieb bis 1969 eine Bundeskompetenz. 
Das heißt, dass nach 188 Jahren die Regulierung des Grundverkehrs durch eine Novelle des Bundesverfassungsgesetzes in die Länderkompetenz übertragen wurde. 




Ziel des 
Grundverkehrsrechtes



Ziele des Grundverkehrsrechtes

„Grüner Grundverkehr“
• Verhinderung unerwünschter Veränderungen der 

agrarischen Besitzstruktur

• Erhaltung, Stärkung oder Schaffung eines 
leistungsfähigen Bauernstandes
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>> Übertragung von Rechten an land- und forstwirtschaftlichen Grundstücken soll nur dann zulässig sein und behördlich bewilligt werden, wenn sie dem allgemeinen Interesse an der Erhaltung eines leistungsfähigen Bauernstandes bzw an der Erhaltung und Schaffung eines wirtschaftlich gesunden mittleren und kleineren landwirtschaftlichen Grundbesitzes nicht widerspricht.

Schutz der bäuerlichen Struktur

Beschränkung des Käuferkreises





REGULATIV GRUNDVERKEHR

Der land- und forstwirtschaftlich genutzte
Grundstücksmarkt unterliegt landesgesetzlich
geregelten Sonderbestimmungen.
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Hier wurde mit dem neuen Salzburger
Grundverkehrsgesetz 2023 ein strukturelles
Marktregulativ geschaffen, das die
künftige Kaufpreisfindung deckelt.
Grundlage der Bewilligungsfähigkeit
von landwirtschaftlichen Grundstücksverkäufen
(Grünland) wird nicht mehr der
ortsübliche Verkehrswert im Sinne des
Liegenschaftsbewertungsgesetz 1992 sein, sondern ein per Verordnung vorgegebener
Bodenrichtpreis (BRP) sein. Hierbei
handelt es sich – entgegen der ÖNORM
B 1802-1:2022 – um einen Mischpreis.
Gebildet aus einen Vergleichswert (Lagefaktor
gemäß örtlichen Baulandpreis) und
dem landwirtschaftlicher Ertragswert (regionale
natürliche Bodenfruchtbarkeit).
Der Wert eines forstwirtschaftlichen
Grundstückes errechnet sich aus dem kapitalisierten
Ertragswert addiert – hier
stelt sich die Frage einer möglichen Doppelbewertung
– mit dem Waldbodenwert.
Diese agrarpolitischen Preisfestlegungen
liegen damit bei Grünlandgrundstücken
deutlich unter bisherigen Verkehrswerten
und werden künftig den
landwirtschaftlichen Bodenpreis (Kaufpreissammlung)
nachhaltig prägen.



Überlegungen für eine
Regulierung des grünen
Grundverkehrs
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◼Sicherstellung der Bewirtschaftung (Ernährung, Landschaftspflege)
◼Agrarstrukturelle Überlegungen (Schutz vor Zersplitterung und Erbteilung...)
◼Schutz vor unüberlegten, sowie unter Zwang und List zustande gekommenen 
     Rechtsgeschäften
◼Schutz vor ausländischen Investoren und Marktbeherrschendem 
     Großgrundbesitz
◼Kaufpreis sollte den „wahren Wert“ widerspiegeln
◼Schutz vor Spekulation
◼Schutz vor Ver- und Zerfall von Betrieben
◼öffentliche Interessen



Liegenschaftsbewertung



Der „Gemeine Wert“ nach 
§ 305 ABGB
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Nach § 305 ABGB wird der gemeine Wert (ordentliche Wert) einer Sache nach dem Nutzen geschätzt, den sie mit Rücksicht auf Zeit und Ort gewöhnlich und allgemein leistet.
Dieser objektive Wert ist also jener, der den Gegenstand allgemein, dh für jedermann hat. 

Der „außerordentliche“ Preis entsteht, wenn man „auf die besonderen Verhältnisse und die in zufälligen Eigenschaften der Sache gegründete besondere Vorliebe desjenigen, dem der Wert ersetzt werden muss“ Rücksicht nimmt.

§ 306. Welcher bey gerichtlichen Schätzungen zur Richtschnur zu nehmen.

 In allen Fällen, wo nichts Anderes entweder bedungen, oder von dem Gesetze verordnet wird, muß bey der Schätzung einer Sache der gemeine Preis zur Richtschnur genommen werden.




Liegenschafts-
bewertungsgesetz
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Vor der Einführung des Liegenschaftsbewertungsgesetzes, wurde die
Realschätzordnung von 1897 angewandt. Diese Verordnung enthielt äußerst
detaillierte und umfangreiche Vorschriften zur Bestimmung des Schätzwertes von
Liegenschaften, die nach verschiedenen Liegenschaftsarten gegliedert waren.
(Kranewitter / Stabentheiner, 2005, S. 1) Aufgrund der starren Struktur dieses
Regelwerks wurde der Ruf nach einer Reform immer lauter. Das
Liegenschaftsbewertungsgesetz, das dem Gutachter mehr Flexibilität ermöglicht,
konnte diesen Forderungen gerecht werden, indem es einen moderneren und
anpassungsfähigeren Rahmen für die Bewertung von Liegenschaften vorgab




Verkehrswert nach dem 
Liegenschaftsbewertungsgesetz

Geltungsbereich
Bewertungsgrundsatz
Allgemeine Regeln für die Bewertung
Verfahren zur Verkehrswertermittlung
Allgemeine Erfordernisse an ein 
Gutachten



Verkehrswert - Definition

„Verkehrswert ist der Preis, der bei einer Veräußerung der 
Sache üblicherweise im redlichen Geschäftsverkehr erzielt 
werden kann. Die besondere Vorliebe und andere ideelle 
Wertzumessungen einzelner Personen haben bei der 
Ermittlung des Verkehrswertes außer Betracht zu bleiben.“
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Damit knüpft der Verkehrswert unstrittig an die Definition des gemeinen Wert nach § 305 ABGB an.

§ 2 Abs 3 ordnet an, dass die besondere Vorliebe und andere ideelle Wertzumessungen einzelner Personen bei der Ermittlung des Verkehrswertes außer Betracht zu bleiben haben. Dies soll mit der Unterscheidung des § 305 ABGB zwischen ordentlichem und außerordentlichem Preis in Einklang stehen. 

Der Preis wird allerdings nach marktwirtschaftlichen Prinzipien von Angebot und Nachfrage (ohne Zwang, ohne Not oder besonderen Rücksichten) zustande kommen. 



Liegenschaftsbewertungsgesetz

§ 1. Geltungsbereich
(1)Dieses Bundesgesetz gilt für die Ermittlung des Wertes 
(Bewertung) von Liegenschaften, Liegenschaftsteilen und 
Überbauten im Sinn des § 435 ABGB sowie von damit 
verbundenen Rechten und darauf ruhenden Lasten in allen 
gerichtlichen Verfahren.
(2)Dieses Bundesgesetz gilt auch für die Bewertung der in 
Abs. 1 genannten Sachen in Verfahren auf Grund von 
bundesgesetzlichen Verwaltungsvorschriften, sofern 
vorgesehen ist, daß der Bescheid, zu dessen Erlassung der 
Wert ermittelt wird, mit der Anrufung eines Gerichts außer 
Kraft tritt, und sofern die Verwaltungsvorschriften nichts 
anderes bestimmen.



Liegenschaftsbewertungsgesetz

§ 2. Bewertungsgrundsatz
(1)Sofern durch Gesetz oder Rechtsgeschäft nichts anderes 
bestimmt wird, ist der Verkehrswert der Sache zu ermitteln.
(2)Verkehrswert ist der Preis, der bei einer Veräußerung der 
Sache üblicherweise im redlichen Geschäftsverkehr für sie 
erzielt werden kann.
(3)Die besondere Vorliebe und andere ideelle 
Wertzumessungen einzelner Personen haben bei der 
Ermittlung des Verkehrswertes außer Betracht zu bleiben.



Liegenschaftsbewertungsgesetz

§ 3. Allgemeine Regeln für die Bewertung
(1)Für die Bewertung sind Wertermittlungsverfahren 
anzuwenden, die dem jeweiligen Stand der Wissenschaft 
entsprechen. Als solche Verfahren kommen insbesondere 
das Vergleichswertverfahren (§ 4), das Ertragswertverfahren 
(§ 5) und das Sachwertverfahren (§ 6) in Betracht.
(2)Wenn es zur vollständigen Berücksichtigung aller den Wert 
der Sache bestimmenden Umstände erforderlich ist, sind für 
die Bewertung mehrere Wertermittlungsverfahren 
anzuwenden.
(3)Rechte und Lasten…….
(4)Ist nur ein Teil ……
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(3)Rechte und Lasten, die mit der zu bewertenden Sache verbunden sind und deren Wert beeinflussen, sind bei der Bewertung entsprechend zu berücksichtigen. Wenn eine Bewertung von Rechten und Lasten nach den in den §§ 2 bis 7 enthaltenen Regeln nicht möglich ist, muß der vermögenswerte Vorteil des Berechtigten beziehungsweise der vermögenswerte Nachteil des Belasteten herangezogen werden.
(4)Ist nur ein Teil einer Liegenschaft, ein mit einer Liegenschaft verbundenes Recht oder eine darauf ruhende Last oder ein Teil eines Rechtes oder einer Last zu bewerten, so ist auch der Wert der ganzen Liegenschaft beziehungsweise des ganzen Rechtes oder der ganzen Last zu ermitteln, wenn dies für die Bewertung von Bedeutung ist.




Verkehrswertermittlung



Liegenschaftsbewertungsgesetz

§ 4. Vergleichswertverfahren
(1)Im Vergleichswertverfahren ist der Wert der Sache durch 
Vergleich mit tatsächlich erzielten Kaufpreisen vergleichbarer 
Sachen zu ermitteln (Vergleichswert). Vergleichbare Sachen 
sind solche, die hinsichtlich der den Wert beeinflussenden 
Umstände weitgehend mit der zu bewertenden Sache 
übereinstimmen. Abweichende Eigenschaften der Sache und 
geänderte Marktverhältnisse sind nach Maßgabe ihres 
Einflusses auf den Wert durch Zu- oder Abschläge zu 
berücksichtigen.
(2) 
(3)
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1)Im Vergleichswertverfahren ist der Wert der Sache durch Vergleich mit tatsächlich erzielten Kaufpreisen vergleichbarer Sachen zu ermitteln (Vergleichswert). Vergleichbare Sachen sind solche, die hinsichtlich der den Wert beeinflussenden Umstände weitgehend mit der zu bewertenden Sache übereinstimmen. Abweichende Eigenschaften der Sache und geänderte Marktverhältnisse sind nach Maßgabe ihres Einflusses auf den Wert durch Zu- oder Abschläge zu berücksichtigen.

(2)Zum Vergleich sind Kaufpreise heranzuziehen, die im redlichen Geschäftsverkehr in zeitlicher Nähe zum Bewertungsstichtag in vergleichbaren Gebieten erzielt wurden. Soweit sie vor oder nach dem Stichtag vereinbart wurden, sind sie entsprechend den Preisschwankungen im redlichen Geschäftsverkehr des betreffenden Gebietes auf- oder abzuwerten.

Weiters ist beim Vergleichswertverfahren zu beachten, dass Kaufpreise, von denen anzunehmen ist, dass 
(3)Kaufpreise, von denen anzunehmen ist, daß sie durch ungewöhnliche Verhältnisse oder persönliche Umstände der Vertragsteile beeinflußt wurden, zum Vergleich nur herangezogen werden dürfen, wenn der Einfluß dieser Verhältnisse und Umstände wertmäßig erfaßt werden kann und die Kaufpreise entsprechend berichtigt werden.

Zu beachten sind also nur die gewöhnlichen Marktverhältnisse. Dabei geht es auch um den Grad der Individualisierung der gewöhnlichen Marktverhältnisse.



Liegenschaftsbewertungsgesetz

§ 6. Sachwertverfahren
(1)Im Sachwertverfahren ist der Wert der Sache durch 
Zusammenzählung des Bodenwertes, des Bauwertes und des 
Wertes sonstiger Bestandteile sowie gegebenenfalls des 
Zubehörs der Sache zu ermitteln (Sachwert).
(2)Der Bodenwert ist in der Regel als Vergleichswert durch 
Heranziehung von Kaufpreisen vergleichbarer unbebauter 
und unbestockter Liegenschaften zu ermitteln…..
(3)
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(1)Im Sachwertverfahren ist der Wert der Sache durch Zusammenzählung des Bodenwertes, des Bauwertes und des Wertes sonstiger Bestandteile sowie gegebenenfalls des Zubehörs der Sache zu ermitteln (Sachwert).
(2)Der Bodenwert ist in der Regel als Vergleichswert durch Heranziehung von Kaufpreisen vergleichbarer unbebauter und unbestockter Liegenschaften zu ermitteln. Wertänderungen, die sich demgegenüber aus der Bebauung oder Bestockung der zu bewertenden Liegenschaft oder deren Zugehörigkeit zu einem Liegenschaftsverband ergeben, sind gesondert zu berücksichtigen.

Zudem regelt § 6 noch den Bauwert:
(3)Der Bauwert ist die Summe der Werte der baulichen Anlagen. Bei seiner Ermittlung ist in der Regel vom Herstellungswert auszugehen und von diesem die technische und wirtschaftliche Wertminderung abzuziehen. Sonstige Wertänderungen und sonstige wertbeeinflussende Umstände, wie etwa Lage der Liegenschaft, baurechtliche oder andere öffentlich-rechtliche Beschränkungen sowie erhebliche Abweichungen von den üblichen Baukosten, sind gesondert zu berücksichtigen.




Liegenschaftsbewertungsgesetz

§ 7. Wahl des Ermittlungsverfahrens
(1)Soweit das Gericht oder die Verwaltungsbehörde nichts 
anderes anordnen, hat der Sachverständige das 
Wertermittlungsverfahren auszuwählen. Er hat dabei den 
jeweiligen Stand der Wissenschaft und die im redlichen 
Geschäftsverkehr bestehenden Gepflogenheiten zu 
beachten. Aus dem Ergebnis des gewählten Verfahrens ist der 
Wert unter Berücksichtigung der Verhältnisse im redlichen 
Geschäftsverkehr zu ermitteln.
(2)Sind für die Bewertung mehrere Wertermittlungsverfahren 
anzuwenden (§ 3 Abs. 2), so ist aus deren Ergebnissen der 
Wert unter Berücksichtigung der Verhältnisse im redlichen 
Geschäftsverkehr zu ermitteln.
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(1)Soweit das Gericht oder die Verwaltungsbehörde nichts anderes anordnen, hat der Sachverständige das Wertermittlungsverfahren auszuwählen. Er hat dabei den jeweiligen Stand der Wissenschaft und die im redlichen Geschäftsverkehr bestehenden Gepflogenheiten zu beachten. Aus dem Ergebnis des gewählten Verfahrens ist der Wert unter Berücksichtigung der Verhältnisse im redlichen Geschäftsverkehr zu ermitteln.
(2)Sind für die Bewertung mehrere Wertermittlungsverfahren anzuwenden (§ 3 Abs. 2), so ist aus deren Ergebnissen der Wert unter Berücksichtigung der Verhältnisse im redlichen Geschäftsverkehr zu ermitteln.




Liegenschaftsbewertungsgesetz

§ 9. Allgemeine Erfordernisse des 
Gutachtens

Das Bewertungsgutachten hat zu enthalten
1.Zweck des Gutachtens, Bewertungsstichtag, ..
2. Befund mit einer Beschreibung der Sache nach ihren 

Wertbestimmungsmerkmalen und ihren sonstigen, für die 
Bewertung bedeutsamen Eigenschaften tatsächlicher oder 
rechtlicher Art

3.Bewertung unter Darlegung des angewendeten 
Wertermittlungsverfahrens und der Gründe für die Auswahl 

Wenn mit der zu bewertenden Sache Rechte oder Lasten 
verbunden sind, muß angegeben und begründet werden, inwieweit 
sie den Wert der Sache beeinflussen.
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(1)Das Bewertungsgutachten hat zu enthalten
1.
den Zweck des Gutachtens, den Bewertungsstichtag, den Tag der Besichtigung der Sache und die dabei anwesenden Personen sowie die verwendeten Unterlagen;
2.
den Befund mit einer Beschreibung der Sache nach ihren Wertbestimmungsmerkmalen und ihren sonstigen, für die Bewertung bedeutsamen Eigenschaften tatsächlicher oder rechtlicher Art;
3.
die Bewertung unter Darlegung des angewendeten Wertermittlungsverfahrens und der Gründe für die Auswahl des angewendeten Verfahrens oder der allenfalls angewendeten Verfahrensverbindung.
(2)Wenn mit der zu bewertenden Sache Rechte oder Lasten verbunden sind, muß angegeben und begründet werden, inwieweit sie den Wert der Sache beeinflussen.




Liegenschaftsbewertungsgesetz

§ 10. 
Beim Vergleichswertverfahren sind überdies anzuführen:
• die zum Vergleich herangezogenen Sachen 
• Wertbestimmungsmerkmale 
• die dafür erzielten Kaufpreise 
• allfällige Zu- oder Abschläge
• Auf- oder Abwertungen
• Kaufpreisberichtigungen (§ 4 Abs. 3), welche zu begründen 

sind



Einflussgrößen (nach ÖNORM B 1802-1)

• Zeitpunkt
• Merkmale der Liegenschaft wie zB 

Flächenwidmung, Bebauungsbestimmungen; 
Recht und Lasten

• Lage
• Allgemeine Wertverhältnisse wie 

Verkehrswert/Marktwert



ÖNORM B 1802-1
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Diese ÖNORM ist anwendbar für die Ermittlung des Wertes von bebauten und unbebauten Liegenschaften
und Liegenschaftsteilen, einschließlich deren Bestandteile wie Gebäude, Außenanlagen und
Kellereigentum sowie von Superädifikaten (Überbauten) und von Baurechten.

Begriffe festgelegt: Verkehrswert oder Marktwert,
beizulegender Zeitwert, beizulegender Wert, Beleihungswert nach BWG, Beleihungswert nach
EVS, fairer Wert, fiktive Anschaffungskosten, Fixpreis nach WGG, gemeiner Wert, Individualwert, Teilwert
und Bauwert

Es wird der grundsätzliche Aufbau einer Liegenschaftsbewertung festgelegt. Diese ÖNORM schließt
grobe Einschätzungen des Wertes einer Liegenschaft aufgrund unvollständiger Befundaufnahme,
reduzierter Gutachtensmethodik sowie Begründung (wie z. B. Kurzgutachten, Gutachterliche Stellungnahme,
Verkehrswertplausibilisierung, Wertermittlung zur Gebührenbemessung) aus.



Sorgfaltsmaßstab

Im Interesse der Auftraggeber und sonstiger von der Wertermittlung betroffener 
Personen ist bei der Erstellung des Befundes und der Ausarbeitung des Gutachtens mit 
der Sorgfalt einer ordentlichen Fachperson der Liegenschaftsbewertung vorzugehen. 

Dazu gehören insbesondere
— eine sorgfältige Beobachtung des Marktes,
— die Berücksichtigung aller wertbestimmenden Umstände,
— die Nachvollziehbarkeit und Schlüssigkeit des Gutachtens.

Wertbestimmende Umstände sind bei der Wertermittlung nur einmal zu 
berücksichtigen.

Nutzungen sind mit kaufmännischer Sorgfalt auf ihre Nachhaltigkeit zu überprüfen.
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Im Interesse der Auftraggeber und sonstiger von der Wertermittlung betroffener Personen ist bei der Erstellung des Befundes und der Ausarbeitung des Gutachtens mit der Sorgfalt einer ordentlichen Fachperson der Liegenschaftsbewertung vorzugehen. 
Dazu gehören insbesondere
— eine sorgfältige Beobachtung des Marktes,
— die Berücksichtigung aller wertbestimmenden Umstände,
— die Nachvollziehbarkeit und Schlüssigkeit des Gutachtens.
Wertbestimmende Umstände sind bei der Wertermittlung nur einmal zu berücksichtigen.

Nutzungen sind mit kaufmännischer Sorgfalt auf ihre Nachhaltigkeit zu überprüfen.




ÖNORM B 1802-1
Wertermittlungsverfahren
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Vergleichswertverfahren,
— Sachwertverfahren,
— Ertragswertverfahren,
— Discounted-Cash-Flow-Verfahren (gemäß ÖNORM B 1802-2),
— Residualwertverfahren (gemäß ÖNORM B 1802-3),

Wahl des Wertermittlungsverfahrens
Der Gutachter hat das Wertermittlungsverfahren auszuwählen und seine Wahl zu begründen. Er hat dabei
den Stand der Technik und die im redlichen Geschäftsverkehr bestehenden Gepflogenheiten zu beachten.



Wertermittlungsverfahren

6.3 Vergleichswertverfahren
Der Vergleichswert der Liegenschaft ist durch den Vergleich mit 
im redlichen Geschäftsverkehr tatsächlich erzielten Kaufpreisen 
bzw. mit den Mieten vergleichbarer Liegenschaften zu ermitteln. 

Dieses Verfahren
ist insbesondere zur Ermittlung des Verkehrswertes/Marktwertes 
unbebauter Liegenschaften
sowie zur Ermittlung des Bodenwertes anzuwenden. 

Es setzt die sorgfältige Beobachtung der Marktentwicklung 
voraus.
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Bei der Beurteilung der Vergleichbarkeit sind die Einflussgrößen der Wertermittlung zu berücksichtigen.
Abweichende Eigenschaften sind nach Maßgabe ihres Einflusses auf den Wert begründet zu berücksichtigen.
Die zum Vergleich herangezogenen Liegenschaften und ihre Kaufpreise bzw. Mieten sind zu nennen, sofern keine rechtlichen Hindernisse entgegenstehen. Ihre Wertbestimmungsmerkmale sind zu beschreiben. Allfällige Preisschwankungen auf dem Markt sind begründet zu berücksichtigen.
Soweit örtlich keine oder nicht ausreichende Vergleichspreise gegeben sind, darf auf geeignete Liegenschaften in vergleichbaren Gebieten zurückgegriffen werden, sofern die örtlichen Verhältnisse und die Marktlage einen Vergleich zulassen.
Soweit zum Bewertungsstichtag keine oder nicht ausreichende Vergleichspreise gegeben sind, darf auf geeignete Liegenschaften zurückgegriffen werden, sofern diese zum Bewertungsstichtag einen Vergleich
zulassen.

Vergleichspreise bzw. Vergleichsmieten, von denen anzunehmen ist, dass sie durch ungewöhnliche Verhältnisse oder persönliche Umstände der Vertragsteile beeinflusst wurden, dürfen zum Vergleich nur herangezogen werden, wenn der Einfluss dieser Verhältnisse und Umstände wertmäßig erfasst werden
kann und die Kaufpreise bzw. Mieten entsprechend berichtigt werden.




Marktwert nach ÖNORM B 1802-1

Geschätzter Betrag, zu dem eine Immobilie zum 
Bewertungsstichtag zwischen einem verkaufsbereiten
Verkäufer und einem kaufbereiten Erwerber nach einem 
angemessenen Vermarktungszeitraum und mittels 
Vermarktungsmaßnahmen in einer Transaktion auf Basis 
von Marktpreisen verkauft werden könnte, wobei jede 
Partei mit Sachkenntnis, Umsicht und ohne Zwang 
handelt



Bodenmarkt – ein homogener Markt?

• Bodenmarkt
• Es gibt keinen homogenen Bodenmarkt
• Voraussetzungen sind:

• Sachliche Gleichartigkeit der Güter
• Bei luf Grundstücken nicht der Fall

• Keine persönlichen Präferenzen zwischen Verkäufer und Käufer
• In der LW spielen persönliche Präferenzen eine große Rolle

• Vollständige Transparenz
• Unklarheit über die wahren Preise, trotz umfassender Regulierung

• Keine Transaktionskosten
• Hohe Transaktionskosten gegeben

• Freie Konkurrenz
• zB bei Grundeinlösen im öff.Interesse nicht gegeben

• Sofortige Reaktion der Marktteilnehmer
• In der Praxis sehr langwierig (GVK..)



Einflussfaktoren für den Bodenwert

• Nutzungsarten
• Bodenbeschaffenheit
• Nutzungsmöglichkeiten
• Geländegestaltung
• Innere und äußere Verkehrslage
• Größe der Grundstücke
• Lage im Produktionsgebiet
• Klimatische Verhältnisse, Wasserhaushalt
• Natürliche Ertragsbedingungen



Verkehrswertermittlung

• Wertbeeinflussende Merkmale 
• Angebot, Nachfrage
• Regionale Lage
• Natürliche Standortverhältnisse
• Größe
• Kulturartenverhältnis
• Innere, äußere Verkehrslage
• Arrondierung



Verkehrswertermittlung

• Betriebsarten - produktionsbezogen
• Forstbetriebe
• Marktfruchtbetriebe
• Dauerkulturbetriebe
• Futterbaubetriebe
• Veredelungsbetriebe
• Landwirtschaftliche Gemischtbetriebe

• Bergbauerneinteilung
• Nichtbergbauernbetriebe
• Bergbauernbetriebe

• Einteilung nach Erwerbsart
• Haupterwerbsbetriebe (Vollerwerb, Zuerwerb)
• Nebenerwerbsbetriebe 
• Betriebe juristischer Personen



Kaufpreis

Der Kaufpreis ist der subjektiv festgestellte, zwischen Käufer und 
Verkäufer vereinbarte Preis einer Sache. Bei diesem Preis können 
die besondere Vorliebe, die persönlichen Wünsche und 
Vorstellungen und Gesichtspunkte der Spekulation 
Berücksichtigung finden. Der Kaufpreis kann daher wesentlich 
vom Verkehrs- oder Zeitwert einer Sache abweichen.



Baulandpreise

Die Baulandpreise müssen bei Liegenschaftsbewertungen für 
jedes abgegrenzte Kleingebiet entsprechend der Lage, Widmung, 
Bebaubarkeit und anderer wertbestimmender Merkmale als 
örtlicher Baulandpreis festgesetzt werden. 

Presenter-Notizen
Präsentationsnotizen
Der örtlich festgesetzte Baulandpreis bezieht sich auf gewidmetes, vollaufgeschlossenes und baureifes Bauland. Großbau- und Rohbauflächen werden entsprechend dem Aufschließungsgrad, Aufschließungskosten und Preisniveau mit 70 – 90 % des Baulandpreises, verbautes Bauland mit einem Bebauungsabschlag von 15 bis 20 % des Baulandpreises, bewertet. Landwirtschaftlich bebaute Flächen, welche in der Widmungskategorie Grünland liegen werden im Bereich des Hofareals mit 50 % des Baulandpreises bzw. im aktuellen Fall gemäß der vorgegebenen Bodenrichtpreise in Ansatz gebracht. 




Problemstellung in der 
Praxis



§ 6 Abs 5 Salzburger GVG
• Gibt klar strukturiertes Verfahren vor

• Regelung verpflichtet ihn, jede Bewertung und jede Stellungnahme in 
jenem rechtlichen Rahmen vorzunehmen, der dem jeweiligen 
Geschäftsfall entspricht

Presenter-Notizen
Präsentationsnotizen
Das klingt auf den ersten Blick sehr logisch und selbstverständlich, hat aber weitreichende Folgen: Denn Rechtsgeschäfte können zivilrechtlich einwandfrei sein, agrarrechtlich jedoch bedeutende Risiken bergen. Der Sachverständige sollte daher die Brücke schlagen zwischen der zivilrechtlichen Betrachtung – oft geprägt von Vertragsfreiheit, Eigentumsschutz und wirtschaftlicher Dispositionsfreiheit – und dem agrarrechtlichen Ziel der Erhaltung funktionsfähiger Strukturen im ländlichen Raum




Zustimmungsbedürftige
Rechtsgeschäfte

…..
……

Rechtserwerbe an juristischen Personen und eingetragenen 
Personengesellschaften

Juristische Personen gelten traditionell als potenzielle 
„Bodensammelstellen“ oder als Handelnde mit spekulativen 
Interessen. Deshalb wird hier besonders streng geprüft. Die Praxis zeigt 
jedoch, dass damit nur ein Teil der relevanten Fälle abgedeckt ist. 



Zentrale Frage: Was ist mit Rechtserwerben 
von juristischen Personen? 

Beispiel:
Versteigerung von Liegenschaften einer GmbH



Liegenschaftsversteigerung

Beispiel:
Versteigerung von Liegenschaften einer GmbH

Presenter-Notizen
Präsentationsnotizen
Der Jurist mag meinen, dass eine Versteigerung die Marktkräfte spielen lässt und der „freie Höchstbieter“ gewinnt. Doch im Grundverkehrsrecht gilt das nicht uneingeschränkt. Der Bieter kann nur dann Eigentum erwerben, wenn er die agrarrechtlichen Kriterien erfüllt. Das Exekutionsrecht und das Grundverkehrsrecht sind bei weitem nicht harmonisiert. 




Rechtserwerb von Todes wegen

Presenter-Notizen
Präsentationsnotizen
Noch deutlicher zeigt sich das Spannungsfeld bei Rechtserwerben von Todes wegen. Die §§ 38 und 40 geben der Behörde die Möglichkeit, eine Zustimmung zu versagen, wenn durch den Erwerb die Ziele des Gesetzes gefährdet werden. Das bedeutet konkret: Wenn ein Erblasser sein landwirtschaftliches Grundstück einer völlig fremden Person vermacht, deren Eignung fraglich ist, kann die Behörde den Erwerb untersagen. Das führt zu Konflikten mit der Testierfreiheit, einem verfassungsgesetzlich geschützten Grundrecht. Die Praxis zeigt, dass diese Fälle äußerst sensibel sind. 
Auch das Familienrecht spielt immer wieder hinein. Besonders bei Scheidungen treten Fälle auf, in denen ideelles Miteigentum besteht, das nur gemeinsam verkauft werden kann. Schenkungen zwischen Ehepartnern, Übertragungen im Vertrauen auf eine gemeinsame Zukunft oder im Rahmen eines Ehevertrags können bei einer Trennung problematisch werden, da ideele Miteigentumsanteile nicht übertragen werden können. 




THEMA: Nebenerwerbslandwirte

§ 1 Abs 2 S.GVG 2023: 
Ziel der Bestimmungen dieses Abschnitts ist die Erhaltung, Stärkung und 
Schaffung von leistungsfähigen, insbesondere bäuerlichen land- oder 
forstwirtschaftlichen Betrieben kleiner und mittlerer Größe entsprechend 
den natürlichen und strukturellen Gegebenheiten des Landes.

Presenter-Notizen
Präsentationsnotizen
Das Gesetz geht implizit von Vollerwerbsbetrieben aus, die wirtschaftlich autark sind und ausschließlich oder überwiegend von der Landwirtschaft leben. Doch die Realität sieht anders aus: In vielen Regionen, gerade in Salzburg, besteht ein Großteil der Betriebe aus Nebenerwerbsbetrieben. Diese Betriebe leisten einen zentralen Beitrag zur Kulturlandschaftspflege, zur regionalen Versorgung und zur Stabilität des ländlichen Raums. 




Herausnahme von der 
Zustimmungspflicht

Beispiel:
Gemeinden, das Land Salzburg, die Bauland-
Sicherungsgesellschaft Land-Invest oder der 
Nationalparkfonds



Wertrelationen

Wald : Grünland : Bauland =
    1    :      4,3 :    116,1 

Presenter-Notizen
Präsentationsnotizen

Eine aktuelle Auswertung (Kaufpreissammlung 2017 bis 2021) für das Bundesland
Salzburg (830 Grünlandvergleichspreise, 829 Waldvergleichspreise)
ergab folgende Wertrelationen/-spannen:

Demnach haben sich im Vergleich zu
Lindemann die Wertverhältnisse zwischen
Wald zu Grünland verdoppelt. Die
Wertrelation von Grünland zu Bauland
liegt hier bei dem 30-fachen!
Eine vertiefende Analyse nach wirtschaftlichen
Regionen macht deutlich,
dass nicht nur Zentralräume und Verdichtungsgemeinden,
sondern auch die „grünlandintensive“ touristische Nutzung den
Immobilienpreis von Grünland- und
Waldflächen maßgeblich (mit)bestimmen.



Waldbewertung

Vergleichswertverfahren 

Sachwertverfahren

Presenter-Notizen
Präsentationsnotizen
Das Vergleichswertverfahren scheitert bereits weitgehend am Faktum, dass kein Wald wie der andere ist (Baumarten, Bonität, Bestandsalter, Erntekosten, Holzerlöse, Betriebsrisiko). Die wenig verfügbaren Vergleichspreise sind nicht aus statischer Sicht völlig unzureichend.

Bewirtschaftungstechnische Besonderheiten (Schutzwald, Bannwald, Bewirtschaftungsbeschränkungen) bilden sich im Grundbuch ebenso wenig ab
wie „graue“ Preisgestaltungen (versteckte Schulden, Nebenabsprachen). 

Das Sachwertverfahren ist das Verfahren der klassischen Waldbewertung. Die Addition von Waldboden und aufstockendem Waldbestand (Holzvorrat) sowie
Nebennutzungen (Jagd etc) soll einen Verkehrswert liefern.




Waldbodenwert dominiert den Verkehrswert

Für die Waldbewertung zeigt sich, dass der gutachterlich zu 
schätzende Waldbodenwertanteil mit steigenden Grünland-/ 
Baulandpreisen zunehmend den errechneten Bestandeswert 
dominieren wird

Presenter-Notizen
Präsentationsnotizen
Marktanpassung
Alle Bewertungszugänge sind vor dem Hintergrund der immer noch hochvolatilen Marktsituation zu prüfen. Infolge der anhaltend hohen Nachfrage nach Waldflächen lassen sich vorab Liebhaberpreise nicht mehr als marktuntypisch ausscheiden. Vielmehr gilt es, diese Marktentwicklung (Schlager 2016)  laufend zu beobachten und anlassbezogen zu würdigen. Der Sachverständige Gedankenaustausch ist hier ein unerlässliches Regulativ.




Der Götterblick in der Bewertung

Sachverständige ermitteln den Waldbodenwert aus der 
Wertrelation zu landwirtschaftlichen Grundstücken oder 
mittels rechnerischer Halbierung des Mittelwertes aus 
Waldvergleichspreisen, über die Bestandesbonität 
(Ertragsklasse) oder mit forstlichem Götterblick (und damit 
ohne Begründung).



Rat der EU – Zukunft der Landwirtschaft

Der Rat der Europäischen Union hat am 24. Juni 2024 eine politische Vision 
für die Zukunft der europäischen Landwirtschaft verabschiedet. 

.

Ziel ist es, die Landwirtschaft wirtschaftlich, 
ökologischund sozial nachhaltig weiterzuentwickeln

Presenter-Notizen
Präsentationsnotizen
Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit der europäischen Landwirtschaft und Sicherung der Ernährungssouveränität.
• Abbau von Bürokratie und Vereinfachung der Verwaltung für Landwirtinnen und Landwirte.
• Förderung von Innovation, technologischem Fortschritt und Kooperation, besonders für kleinere und mittlere Betriebe.
• Verbesserte Unterstützung für junge und neue Landwirt:innen, um den Einstieg in die Landwirtschaft zu erleichtern.
• Besondere Betonung der Rolle von Frauen in der Landwirtschaft und die Förderung des Zugangs junger, innovativer Menschen – insbesondere junger Frauen – zum Sektor.
• Stärkung der Resilienz gegenüber Klimawandel, Marktrisiken und politischen Anforderungen.
Charakter des Beschlusses:
• Es handelt sich um politische Schlussfolgerungen, nicht um rechtsverbindliche Gesetze.
• Sie geben die strategische Richtung für kommende Reformen, insbesondere der Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP), vor.
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